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Personenverkehrs
Nach den gewaltigen Kosten durch die Coronakrise 
droht eine Schulden- und Wirtschaftskrise. Die 
Erholung bedingt größte wirtschaftliche Flexibilität. 
Sie fehlt in vielen EU-Ländern – nun drohen die 
großen Divergenzen die Europäische Union zu 
zerreißen. Damit es nicht dazu kommt, brauchen die 
Problemländer endlich ernsthafte Strukturreformen, 
insbesondere viel flexiblere Arbeitsmärkte. Doch das 
wird scheitern. Denn die EU leidet an einer Fehlkon-
struktion: der Personenfreizügigkeit. 

Ohne Personenfreizügigkeit bringt eine erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik steigende Löhne, mit Personenfrei-
zügigkeit hingegen folgt auch ein schnelles Bevölke-
rungswachstum. Das Resultat: Mit der Zuwanderung 
kommt auch die Verknappung von Land, Infrastruk-
tur, Bildungswesen und vielem mehr. Deshalb lohnt 
sich bei der Personenfreizügigkeit selbst eine gute 
Wirtschaftspolitik für die große Mehrheit der Bürger 
nicht mehr. Der Brexit ist auch eine Reaktion darauf. 
Zugleich ist die Personenfreizügigkeit selbstzerstö-
rend. Sie setzt voraus, dass die Wandernden innerhalb 
der EU einen diskriminierungsfreien und marktgerech-
ten Zugang zu Arbeitsstellen und Wohnraum im 
Gastland haben. In vielen EU-Ländern haben sie das 
allerdings nicht. Denn die EU verbietet zwar die 
gezielte Diskriminierung von Zuwanderern innerhalb 
der Europäischen Union. Aber viele Mitgliedsländer 
diskriminieren als Ersatz einfach alle „Outsider“ : also 
die Zuwanderer und die eigenen Jungen.

Die „Insider“ – diejenigen mit Arbeitsstelle und 
Wohnung – werden vor Kündigung, Lohnsenkung 
und Mieterhöhungen so stark geschützt, dass die 
Investoren keine Anreize mehr haben, Arbeitsstellen 
und Wohnungen für Outsider zu schaffen und sie so 
zu Insidern zu machen. Deshalb gibt es in vielen 
Mitgliedstaaten der Union praktisch keine EU-Zuwan-
derung, und deshalb verschlechtern sich auch die 
Lebenschancen ihrer eigenen Jungen zuse-
hends. Auch Jugendarbeitslosigkeit und jahrelange 
Praktika gehören zu den Folgen dieser Entwicklung.

Diese schreckliche Situation verunmöglicht Refor-
men. Wenn die betroffenen Länder ihre Märkte 
ernsthaft deregulieren würden, würden schnell viele 
Arbeitsplätze geschaffen. Diese würden aber größten-
teils nicht mit Inländern, sondern mit oft besser 
qualifizierten und billigeren Zuwanderern aus ande-
ren EU-Ländern besetzt. Das aber überlebt keine 
Regierung. Und genau deshalb gibt es keine Refor-
men. Die EU ist gefangen – gefangen in der Personen-
freizügigkeit.

Es gibt zwei Auswege: Zum einen könnten die 
Mitgliedstaaten ähnlich leistungsfähige politische 
Institutionen entwickeln, um ebenso ähnliche wirt-
schaftspolitische Erfolge zu erzielen. Dann würde die 
Zuwanderung nicht mehr einseitig bei einzelnen 
erfolgreichen Ländern stattfinden, und gute Politik 
würde sich für die Bürger wieder lohnen.

Zum anderen könnte die Personenfreizügigkeit durch 
ein Preissystem ergänzt werden. Die Migration sollte 
frei von bürokratischen Hürden sein, aber die Zuwan-
derer könnten im Gastland während einer bestimm-
ten Zeit zusätzlich zu den normalen Steuern eine 
Aufenthaltsabgabe leisten, analog zu einer Kurtaxe. 
Das gäbe den Bürgern und Politikern aller Länder 
Anreize, für gute Wirtschaftspolitik einzustehen.
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